
Der schwierige
Umgang mit der
Demokratie
im Jahre 1920
Die Bordesholmer Land-
räte Adolf vonHeintze
und ArthurZabel

Uwe FentsahmWer — als Einheimischer oder Tourist — einen Spaziergang
durch Alt-Bordesholm macht, gelangt unwillkürlich auch in
die Heintzestraße. Als historisch Interessierte(r) wird man sich
(wieeinst der Verfasser) fragen, wer der Namensgeber der Stra-
ße war, und in welcher Beziehung er zur örtlichenGemeinde
gestandenhat. Ein Blick auf die Erläuterung unter dem Stra-
ßenschild verrät, daß aus der Familie von Heintze mehrere
Amtmänner und Landräte der hiesigen Gegend hervorgegan-
gen sind. Weitere Informationen sind in der nahegelegenen
Heimatstube amLindenplatz zuerwarten.

Aus der Heimatliteratur kann die Schrift „Amt und Kreis
Bordesholm 1566-1932" in der Heimatstube erworben werden.
Hier heißt es, daß Adolf von Heintze am 21. März 1920 „auf
Betreiben des Soldatenrats ... gewaltsam aus seinem Amt als
Landrat des Kreises Bordesholm entfernt worden war."1 Ähnli-
che Angaben finden sich sowohl in der ersten als auch in der
zweiten (neu bearbeiteten) Auflage des Buches „Meine Adresse
ist Bordesholm" vonPaul Steffen.2

Nach anfänglichen Mitleidsempfindungen für den Landrat
wurde der Verfasser (letztendlich durch seine Ehefrau) daran
erinnert, daß der März 1920 eine schicksalhafteBedeutung für
die politische Geschichte Deutschlands erlangt hat: Mitte des
Monats hatten erklärte Gegner des ersten demokratischen
Staats auf deutschem Boden versucht, die aus freien Wahlen
hervorgegangene Regierung unter dem Reichskanzler Bauer
und dem Reichspräsidenten Ebert in Berlin zu stürzen. Den
Putschisten, zu denen u.a. der Mitbegründer der rechtsradika-
len Deutschen Vaterlandspartei, Wolfgang Kapp, der General
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Walther Freiherr vonLüttwitz und der Führer einer Marinebri-
gade Hermann Ehrhardt gehörten, ist es nicht gelungen, ihr
Ziel, die Umwandlung der Weimarer Republik ineinen autori-
tär-diktatorischen Staat, zu realisieren. Sie mußten nach nur
vier Tagenam 17. März1920 aufgeben,daihnenu.a. die Arbei-
terschaft mit einem Generalstreik jegliche Unterstützung ver-
wehrte.3

Vor diesem Hintergrund lag der Verdacht nahe, daß der
Landrat vonHeintzeaufgrundeiner Beteiligung am sogenann-
ten Kapp-Putsch4 seines Amtes enthoben worden ist.Das müß-
te auch dem Verfasser der bisher einzigen fachwissenschaftli-
chen Aufarbeitung dieser Ereignisse, Arno Panzer, klar gewe-
sen sein. Er schreibt allerdings 1968 in sehr beschönigender
Weise: „Im Gefolge der Wirren um den Kapp-Putsch wurde
Adolf von Heintze durch Eduard Adler, den sozialdemokrati-
schen Beigeordneten des Regierungspräsidenten, am 20. März
1920 seines Amtes enthoben."5 Die von Panzer herangezogenen
Akten im Landesarchiv inSchleswig (LAS)6 und einige andere
Schriftstücke lassen jedoch wesentlich deutlichere Aussagen
zu.7

Was wurde dem
Landrat vorgeworfen?

Adolf von Heintze erhielt bereits am 20. März 1920 per Tele-
gramm vom bisherigen Beigeordneten und derzeitigen Stell-
vertreter des Regierungspräsidenten Eduard Adler die Nach-
richt, daß er aufgrund der gegen ihn„vorliegenden Belastung"
auf Weisung des wieder im Amt befindlichen Oberpräsidenten
Heinrich Kürbis seines Amtes als Landrat enthoben sei.8 Die
Bewohner des Kreises Bordesholm wurden von dieser Neuig-
keitu.a. durchdenHolsteinischenCourier (HC),die Schleswig-
Holsteinische Volkszeitung(SHVZ) unddas Kreisblatt für den
KreisBordesholm (KBB) informiert.9

Nähere Angaben wurdenerst am 17. Mai vonder Schleswig-
Holsteinischen Volkszeitung gemacht: Die Öffentlichkeit wur-
de davon inKenntnis gesetzt,daß u.a. gegen denLandratFrei-
herrn vonHeintze inBordesholm einDisziplinarverfahren ein-
geleitet worden sei, weil er „sichbeim Kapp-Putsch als unzuver-
lässig erwiesen" habe. Tatsächlich war in der Zwischenzeit aber
auch erwogen worden, gegen von Heintze wegen Hochverrats
zu ermitteln. Das geht aus einem Schreiben des Leiters des
Amtsgerichts Bordesholm an das Oberlandesgericht in Kiel
vom 5. Mai 1920hervor: „Daß der jetzige Landrat denDienst
verlassen wird, unterliegt m.E. keinem Zweifel; es schwebt ge-
gen ihn eine Untersuchung wegen Hochverrats, in der er von
dem hiesigen Amtsgericht bereits verantwortlich vernommen
ist."10

Die Schleswig-Holsteinische Volkszeitung muß über sehr
gute Informanten inBerlin verfügt haben, denn die offizielle
Mitteilung über das gegen von Heintze eröffneteDisziplinar-
verfahren „zum Zwecke der Entfernungaus dem Amt"datiert
ebenfalls vom 17. Mai 1920. Der neue preußische Innenmini-
ster Carl Severing vertrat in dem Schreiben die Ansicht, daß
der Bordesholmer Landrat „hinreichend verdächtig ist, die
Pflichten, die ihm sein Amt auferlegt, verletzt, sowie durch

1 Paul Steffen, Die Heintzes in Bor-
desholm, in: Paul Steffen (Hrsg.):
Amt und Kreis Bordesholm
1566-1932, Bordesholm 1984, 5.53.
2 Adolf von Heintze „war im Amt
bis zum 30.9.1920, aus dem er gewalt-
sam entfernt wurde." (l.Auflage, Bor-
desholm 1970, 5.13).

AdolfvonHeintze „war im Amt bis
zum 30.9.1920. Dann wurde er infolge
der Nachkriegswirren des 1. Weltkrie-
ges gewaltsamausdem Amtentfernt."
(2. Auflage,Bordesholm 1988, S. 13).
3 Hagen Schulze, Weimar, Berlin
1982, S. 218 bezeichnet es dagegen als
Legende, daß der Generalstreik der
Arbeiter wesentlichen Einfluß auf den
Zusammenbruch des Putsches gehabt
habe. Eine ähnliche Auffassung hat
schon Michael Freund, Deutsche Ge-
schichte, Gütersloh 1974 vertreten.
Christian M. Sörensenkann aber zu-
mindest für die Stadt Husum die
groge Bedeutung des örtlichen Gene-
ralstreiks für die erfolgreiche Abwehr
des rechtsradikalen Umsturzversuches
nachweisen (siehe Anm. 23).

4 Diese Bezeichnung wird der Ein-
fachheit halber beibehalten, obwohl
die Benennung als „Kapp-Lüttwitz-
Putsch" zutreffender wäre. Vgl. dazu
den Hinweis von Regina Rocca, Der
Kapp-Lüttwitz-Putsch in Kiel, in:
Demokratische Geschichte 111, Jahr-
buch zur Arbeiterbewegung und De-
mokratie in Schleswig-Holstein, Kiel
1988, S. 285.
5 Arno Panzer, Vom Landkreis Kiel
zum Landkreis Bordesholm 1867 bis
1932, in: 100 Jahre Kreis Rendsburg,
hrsg. vomKreisRendsburg1968, S. 38.
6 LAS Abt. 309 Nr. 27.573, Nr.
08.148, Nr. 08.149 und LAS Abt. 320
Bordesholm(L),Nr. 28 undNr.29.
7 Rainer Paetau hat 1987 zu Recht
auf die Akte LAS Abt. 301 Nr. 4457
aufmerksam gemacht. Es handelt sich
aber um Dokumente des Untersu-
chungsausschusses zum Verhalten etli-
cher Landräte in der Provinz Schles-
wig-Holstein während der Zeit des
Kapp-Putsches. (Vgl. ders., Märzstür-
me über Kiel, in: Arbeiter und Arbei-
terbewegung in Schleswig-Holstein im
19. und 20. Jahrhundert, Neumünster
1987, S. 344, Anm.76.).
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sein Verhalten des Ansehens und Vertrauens, das sein Beruf
erfordert, sich unwürdig gezeigt zu haben". Als nähereBegrün-
dung gab Severing an, von Heintzehabe sich„inder Zeit der
schwerstenNot desLandes" zu einer nicht verfassungsmäßigen
Regierungbekannt und derenZiele gefördert.''

* Der bisherige Regierungspräsident
Heinrich Pauly war aufgrund seiner
Zusammenarbeit mitden Kieler Kapp-
Putschisten vom Amt suspendiert
worden. Oberpräsident Kürbis
(MSPD) war vom 14.-17. Märzin Kiel
inhaftiert gewesen.Das genannte Tele-
gramm befindet sich in: LAS Abt. 320
Bordesholm (L),Nr. 28.
9 Vgl. dazu HC vom 22.3.1920,
SHVZ vom 23.3.1920 und KBB 1920,
S. 125.
10 Schreiben vom 5.5.1920, in: LAS
Abt. 320 Bordesholm (L),Nr. 28.
11 Schreiben vom17.5.1920, in: LAS
Abt. 301Nr.4457.
12 Schreiben vom 15.Juni 1920, in:
LAS Abt. 301Nr.4457.

LandratAdolphFreiherr vonHeintze.
(Foto: 100 Jahre Kreis Rendsburg,
Rendsburg 1968, S. 39

—
Repro Un-

terberg)

Wie ist das Verfahren
gegen den Landrat
ausgegangen?

Der Oberreichsanwalt in Leipzig war dem Verwaltungs- und
Juristenkollegen von Heintze wohlgesonnen und berichtete
dem Oberpräsidenten inKiel am 15. Juni 1920, daß er das Ver-
fahren wegen Beihilfe zum Hochverrat eingestellt habe. Nach
seiner Einschätzung „hat der Beschuldigtedas Kappunterneh-
men von Anfang an verurteilt und für aussichtslos gehalten".
Die von dem Bordesholmer Landrat „nicht aus eigenem Ent-
schlüsse, sondern auf Veranlassung anderer, entwickelte Tätig-
keit war unbedeutend".12 Diese Einschätzung widersprach in
großem Maße dem oben geschilderten Eindruck des Richters
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am Amtsgericht Bordesholm, der von Heintze unmittelbar
nach den Märzereignissen des Jahres 1920 vernommen hatte.
Jedenfalls war demLandrat auf dieseWeise eine strafrechtliche
Verfolgungerspart geblieben.

Innenminister Severing war gezwungen,das förmlicheAmts-
enthebungsverfahren einzustellen und die Suspension vom
Amt rückgängig zumachen. Er teilte dem Oberpräsidenten in
Kiel aber gleichzeitig am 13. August 1920 dasErgebnis der ab-
geschlossenen Voruntersuchung mit: „Am 15. März 1920 hat
der Landrat amtliche Bekanntmachungen von Personen bezw.
deren Organen, die sich in rechtswidriger Weise die Staatsge-
walt angemaßt haben, den nachgeordneten Stellen weitergege-
ben."13 VonHeintzehattealso Anweisungen, dievondenKapp-
Putschistenaus Kiel oder Schleswig eintrafen,bedenkenlos als
rechtsgültig anerkanntund an die Amts- und Gemeindevorste-
her desKreises weitergereicht.

Besonders hervorgehoben wurde ein vom Landrat weiterver-
breitetes Telegramm des Regierungspräsidenten Pauli aus
Schleswig vom 14. März 1920, „wonachalleKundgebungen der
Regierung Ebert-Bauer unter allen Umständen" zu verhindern
seien. Drucksachensolltenbeschlagnahmtwerden, Zettelvertei-
ler waren zu verhaften, Druckereien zuschließen und Maschi-
nenunbrauchbar zu machen. VonHeintze hat sich später dar-
auf berufen, daß der Regierungspräsident (Heinrich Pauli seit
dem 19.10.1919) sein Dienstvorgesetzter war, und er sich ver-
pflichtet sah, dessen Anweisungenauszuführen. Vielleicht hat
er zudiesem Zeitpunkt auchnochnicht gewußt, daß Paulisich
den Kapp-Putschisten in Kiel bereitwillig zur Zusammenarbeit
angeboten hatte.14 Der Inhalt dieses Telegramms hätte aber
auch den pflichtbewußtesten Beamten zum Nachdenken und
in diesem Fall zum widersätzlichen Handeln veranlassen müs-
sen; immer vorausgesetzt, er ist von der neuen Staatsform der
parlamentarisch-demokratischenRepublik überzeugt.

Für Innenminister Severing beruhten die Aktivitäten von
Heintzes — im Gegensatz zu der oben erwähnten Einschät-
zung des Oberreichsanwalts in Leipzig — durchaus „aufselb-
ständiger freier Entschließung" des Landrats. Er konnte von
Heintze auch nicht den Vorwurf ersparen, „daß er alspoliti-
scher Beamter in der Zeit der größten Not des Landes durch
sein Verhalten in den Kreisen der verfassungstreuen Bevölke-
rung Verwirrung hervorgerufen und Mißtrauen in seine (eige-
ne) Haltung erweckt hat". Der Landrat habe „diejenige Um-
sicht und klare Stellungnahme, die von einem Beamten in sei-
ner Stellung unbedingt verlangt werden müsse, vermissen las-
sen".

Aus diesen Gründen konnte Severing als Dienstvorgesetzer
nicht umhin, das Disziplinargesetz vom 21. Juli 1852 anzuwen-
den und gegen denLandrat von Heintze gemäß §§ 19 und 33
eine Geldbuße von 300 Mark zu verhängen. Das Geld sollte
innerhalb von vier Wochen bei der Regierungshauptkasse in
Schleswigeingezahlt werden.

13 Schreibenvom 13.8.1920, in: LAS
Abt. 301Nr. 4457.
14 Vgl. dazu Rudolf Rietzier, Das
Aufkommen des Nationalsozialismus
in Schleswig-Holstein (1919-1920),
Neumünster 1982, S. 123 und Paetau
(wie Anm.7), S. 325. Zu den Ereignis-
sen inSchleswig siehe KarlMeitmann,
Der Kapp-Putsch in Schleswig, in:
Grenzfriedenshefte, Husum 1963; S.
153-166 und Nils Vollertsen, Der
Kapp-Putsch in Schleswig 13.-20.
März 1920, in: Beiträge zur Schleswi-
ger Stadtgeschichte, Heft 24 (1979), S.
139-166.
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Wie hat
von Heintze reagiert?

Adolf von Heintze scheint wenig Interesse daran gehabt zu
haben, sein Amt als Landrat auch über das Jahr 1920 hinaus
auszuüben. Er stellte bereits wenigeTage nach seiner vorläufi-
gen Amtsenthebung am 8. April 192015 einen Antrag auf Ver-
setzungindenRuhestand zum 1. Oktober des Jahres. In einem
Schreiben vom 16. April an den Regierungspräsidenten in
Schleswig kündigte er auch seine Absicht an, Bordesholm zu
verlassen.16 Diese Absicht wurde schonbaldrealisiert:Der sus-
pendierte Landrat ließ sämtliche im Kreishaus und im Land-
ratsamt befindlichen Möbel,die sich in seinem Privateigentum
befanden, zusammenräumen und übersiedelte nach Flehm bei
Kletkamp in die Nähe Lütjenburgs. Hier konnte er in aller
Ruheden Verlaufdes gegenihneingeleiteten Verfahrens abwar-
ten.

Am 13. August erhielt von Heintze aus Berlin nicht nur die
Nachricht, daß er zu einer Geldstrafe von 300 Mark verurteilt
worden war. In einem weiteren Schreiben übermittelte Innen-
minister Severing seine Zustimmung zum Antrag auf Verset-
zung in den Ruhestand. Er wollte aber doch noch Rückmel-
dung darüber haben, „ob die Umgestaltung des Staatswesens
als der ausschließliche Grundfür den Antrag anzusehen ist"."
Diese Frage wurde vom Regierungspräsidentenhandschriftlich
am Rande des Schreibens mit einem uneingeschränkten „Ja"
beantwortet.18

AufdiebeidenSchreiben ausBerlin(bzw. Schleswig) reagier-
te der ehemalige Landrat in zweifacher Weise: Am 26. August
1920 erklärte er gegenüber dem Regierungspräsidenten sein
Einverständnis damit, daß er zum 1. Oktober pensioniert wer-
den sollte. Einen Tag später verfaßte er allerdings noch ein
Schreiben, das direkt an das Preußische Staatsministerium in
Berlin z.Hd. des Innenministers gerichtet war. Hierin bat er,
die gegen ihn festgesetzteGeldbuße wieder aufzuheben. Diesen
Schritt hatte er unternommen, „weilin der widerspruchslosen
Hinnahme ein Eingeständnis meiner Schuld erblickt werden
könnte, welcheich entschiedenbestreite".19

Er protestierte also zunächst einmal aus formalen Gründen
gegen seine Verurteilung, nahm dann aber auch zu einzelnen
Vorwürfen des Innenministers konkret Stellung. Daß erdie ver-
fassungstreuen Bevölkerungskreise mit seinem Verhalten im
März des Jahres verwirrt haben sollte, war ihm völligunver-
ständlich:

„Hierzu bemerke ich, daß ich nach bestem Wissen und Ge-
wissen alsBeamter der alten Schule gehandelt habe, der seine
Aufgabe darin sehen mußte, angesichts der alle Volkskreise er-
fassenden Beunruhigungund gegenüber den Agitationen, wel-
che allerdings die allergrößte Not desLandes heraufzubeschwö-
ren geeignet waren (Generalstreik), diejenigen Schritte zu tun,
welchederBewahrungderRuhe imKreisedienen konnten."

Hier liegt ein Musterbeispiel für die bewußte Verdrehung
von Tatsachenvor:Nicht der Generalstreik,sonderndie Aktivi-
täten der Kapp-Putschisten waren 1920 die Ursache dafür, daß
das Wohlergehen und der Fortbestand des demokratischen
Staates aufs äußerste gefährdet waren. Für den Landrat von

" Dieses Datum wird von Panzer
(wie Anm. 5), S. 38 genannt. Von
Heintze war zu diesem Zeitpunkt 56
Jahre alt.
16 LAS Abt. 320 Bordesholm (L),
Nr. 28. Indem Schreiben macht von
Heintze sich eingehend Gedanken
über die Problematikder Nutzung des
zu seiner Dienstwohnung gehörenden
Hausgartens, da sein Nachfolger Ar-
thur Zabel als nur stellvertretender
Landrat kein Verfügungsrecht über
den Garten habe. Dies war einer der
ersten Versuche, Zabel als Amtsnach-
folger zudiskreditieren.
17 Schreiben vom 13.8.1920 in von
Heintzes Personalakte,LAS Abt. 309
Nr.27573." Die offizielleRückmeldung zudie-
ser Anfrage erfolgte von Schleswig
aus am 31.8.1920, in: LAS Abt. 309
Nr. 27573." Die beidenSchreiben von v.Heint-
ze,in:LASAbt. 309Nr. 27573.
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(Karte:125JahreKreiseinSchleswig-Holstein, Neumünster 1992)
rechte Seite: 1907 erhielt der alte Landkreis Kieldie Bezeichnung „KreisBordesholm". KielundNeumünster warenzu diesem Zeit-
punktschon zu eigenen Stadtkreisenernannt worden. WeitereKieler Randsiedlungen wieProjensdorf, Süd-Gaarden, Hassee, Welling-
dorfundNeumühlen-Dietrichsdorf wurdenzwischen1909 und1924 nachKielumgemeindet (RS). (Karte: 100JahreKreisRendsburg,
axi.O., S. 38a.)
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